
Sonstiges 

SUMPFBLUTEN IN POING UND 
FINSING 

Die meisten Haushalte im Westen des Landkreises Ebersberg 
zahlen ihre Wasser- und Abwassergebühren an das „gemein­
same Kommunalunternehmen VE München-Ost" (gKU VEMO) 
mit Sitz in Poing, das 13 Gemeinden mit Trinkwasser versorgt 
und deren Abwässer im Klärwerk Finsing reinigt. Aber kaum 
einer weiß, wie komfortabel es sich das Führungspersonal und 
einige Mitarbeiter des gKU VEMO zum eigenen wirtschaft l i ­
chen Vorteil und zu Lasten der Gebührenzahler eingerichtet 
hatte. 

Zwar hatten schon viele aus dem Verwaltungsrat, dem Auf­
sichtsgremium des gKU VEMO, wie die Bürgermeister Albert 
Hingerl (Poing), Franz Finauer (Anzing) und Piet Mayr (Zorne­
ding), der Ex-Verwaltungsratschef und Plieninger Ex-Bürger­
meister Georg Rittler sowie das Landratsamt Ebersberg von 
mehreren Personen Hinweise auf Unregelmäßigkeiten erhal­
ten. Aber entweder wurden diese nicht ernst genommen oder 
es wurde ihnen nicht energisch genug nachgegangen, denn 
an der Selbstbedienung im gKU VEMO änderte sich nichts. 

Als im Jahr 2012 Klaus S. (Name geändert) als Mitarbeiter in 
der Finsinger Kläranlage angestellt wurde, merkte er bald, 
dass im gKU VEMO die Gelder der Gebührenzahler mit bei­
den Händen aus dem Fenster geworfen wurden und die Vet­
ternwirtschaft grassierte. Anfang Juli 2014 versuchte er, den 
Verwaltungsratsvorsitzenden Piet Mayr und den Ebersberger 
Landrat Robert Niedergesäß zum Einschreiten zu motivieren. 
Als er auf Desinteresse stieß, erstattete er bei der Staatsan­
waltschaft München Strafanzeige gegen den Vorstand des 
gKU VEMO wegen des Verdachts der Untreue und wandte sich 
auch mit einer Petition an den Bayerischen Landtag. 
Doch es kam anders, als Klaus S., der der „Politik" vertraute, 
dass es im Interesse der Al lgemeinheit sei, Missstände in Un­
ternehmen oder Behörden öffentl ich zu machen, erwartet 
hatte. Denn schon wenige Tage später erhielt er ein Haus­
verbot für seinen Arbeitsplatz im Klärwerk und musste alle 
Schlüssel abgeben. DerVerwaltungsrat befasste sich zwar mit 
den Vorwürfen gegen den Vorstand Schmidt und beauftragte 
den Bayerischen Kommunalen Prüfungsverband (BKPV) mit 
einer Sonderprüfung. Er stellte sich aber nicht schützend vor 
Klaus S. und beließ den Vorstand in seinem Amt, so dass nun 
ein Mobbing gegen Klaus S. begann, das nach Schikanen und 
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Abmahnungen schließlich Ende September 2014 zu dessen 
Kündigung führte. 
Es gibt im Landkreis woh l kaum einen Mandatsträger, an den 
sich daraufhin Klaus S. in seiner Not nicht gewandt hat. Die 
Verwaltungsräte, Landrat Niedergesäß und die Bundestags­
und Landtagsabgeordneten aus dem Landkreis hatten zwar 
viele schöne Worte für ihn - aber auf eine wirkl iche Unterstüt­
zung wartete Klaus S. vergebens. 

Die arbeitsrechtliche Anfechtung der Kündigung von Klaus 
S. blieb leider erfolglos wie die Petition an den Bayerischen 
Landtag ergebnislos. Klaus S. ist bis heute arbeitslos. 
Um den (fehlenden) rechtl ichen Schutz, den Klaus S. für den 
Dienst, den er der Al lgemeinhei t erwiesen hat, so dr ingend 
benöt ig t hätte, stritten sich vor kurzem die Länder-Justiz­
minister auf ihrer Frühjahrskonferenz. Klaus S. hilft es nichts 
mehr, wenn die Länder-Justizminister nun laut einem Kon­
ferenzbeschluss zwar „der Auffassung [sind], dass die beste­
henden Mögl ichkei ten zum Schutz von Hinweisgebern einer 
Überprüfung bedürfen", zumal sie nichts taten und tun , um 
diesen Schutz auch zu gewährleisten. So drohen „Whist leblo-
wern" wie Klaus S. neben Mobb ing weiterhin oft arbeits- und 
dienstrechtl iche Folgen bis hin zur Kündigung. Die Mitarbei­
ter geraten so in einen Gewissenskonflikt: sollen sie über Miss­
stände oder gar Straftaten von Betriebsangehörigen sprechen 
oder im Eigeninteresse lieber schweigen ? 
Der BKPV bestätigte nach 7-monatiger Prüfung im Wesent­
lichen die gegen den Vorstand erhobenen Vorwürfe: unzu­
lässige Dienstwagennutzung zu privaten Zwecken, kosten­

intensive Renovierung von Werksdienstwohnungen, die von 
Famil ienangehörigen bewohnt wurden, mehrtägige Dienst­
reisen auf Firmenkosten ohne dienstl iche Veranlassung; dazu 
noch diverse Verstöße gegen das Vergaberecht. Der Verwal­
tungsrat kündigte daraufhin dem Vorstand Jens-Folkard 
Schmidt und seiner Frau im März 2015. 
Dem neuen Vorstand Thilo Kopmann, der sein Amt im Herbst 
2015 antrat, fo lgten weitere mehr oder weniger freiwil l ige 
personelle Änderungen im gKU VEMO. Ausgerechnet ein Mit­
arbeiter der Kommunalaufsicht im Landratsamt Ebersberg -
jene Behörde, die das gKU VEMO kontrol l ieren sollte - erhielt 
dor t eine Leitungsposit ion. Das Personal wechselte, aber das 
Klima, in dem die Poinger Sumpfblüten so prächtig gediehen, 
blieb das gleiche: die Bürgermeister im Verwaltungsrat um ih­
ren Vorsitzenden Piet Mayr halten weiterhin nichts von Trans­
parenz beim gKU VEMO. Die Bürger in den 13 Trägergemein­
den sollen zahlen, aber nichts erfahren: eine Kontrolle durch 
die Öffentl ichkeit ist unerwünscht. 

Redaktions­
und Anzeigenschluss 

für die August-Ausgabe ist am 

20. Juli 2016 
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